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Urteil des Oberlandesgerichts Oldenburg

Aggressives Verhalten ist kein Kündigungsgrund 
Ein Pflegeheim wollte den Vertrag einer Bewohnerin kün-

digen, die wegen ihrer demenziellen Erkrankung immer 

aggressiver wurde. Doch die Klage wurde abgewiesen – 

das Verhalten bewege sich noch in einem für eine solche  

Einrichtung zumutbaren Rahmen.

Von Hinrich Christophers

Oldenburg // Demenz und andere Er-
krankungen können beim Menschen 
ein Verhalten auslösen, das auch bei 
Pflegeeinrichtungen die Duldungs-
grenzen überschreitet. Wenn die 
Einrichtung ihren Fürsorgepflich-
ten gegenüber anderen Bewohnern 
und Mitarbeitern nicht mehr gerecht 
werden kann, stellt sich die Frage, 
unter welchen Voraussetzungen der 
Heimvertrag gegebenenfalls auch ge-
gen den Willen des Bewohners bezie-
hungsweise seiner Angehörigen und 
Vertreter gekündigt werden kann. 
Mit dieser Problematik hatte sich das 
Oberlandesgericht Oldenburg in ei-
ner Entscheidung vom 28. Mai 2020 
auseinandergesetzt (Aktenzeichen 1 
U 156/19). 

Der Fall

Gegenstand war ein vergleichsweise 
typischer Fall: Im Jahre 2015 war 
eine ältere Dame in die Demenzab-
teilung der klagenden Einrichtung 
eingezogen. Im Verlauf des Aufent-
haltes zeigte sie sich zunehmend ag-
gressiv gegen ihre Umgebung, drang 
in andere Bewohnerzimmer ein und 
störte teilweise pflegerische Maß-
nahmen bei anderen.

Das erstinstanzliche Landgericht 
Osnabrück hatte die Klage des Trägers 
auf Räumung des Bewohnerzimmers 
abgewiesen. Diese Entscheidung 
wurde nun von dem Oberlandesge-
richt in der Berufung bestätigt. Nach 
Ansicht der beiden Gerichte seien 
nach der Beweislage von der Einrich-
tung keine hinreichenden Maßnah-
men zur Verhinderung des geschil-
derten Verhaltens ergriffen worden, 
zumal die Demenzerkrankung der 
Bewohnerin bei Einzug bereits be-
kannt war. Die Dame verblieb somit 
in der Einrichtung, die Kündigung des 
Heimvertrages war unwirksam.

Grundsätzlich muss auch die Kün-
digung eines Heimvertrages recht-
lich möglich sein. Natürlich ist der 
Lebensmittelpunkt von pflegebe-

dürftigen Menschen eine schützens-
werte Position. Es ist aber nie aus-
zuschließen, dass die pflegerischen 
Anforderungen die Leistungsmög-
lichkeiten der Einrichtung überstei-
gen. In diesen durchaus vorkom-
menden Ausnahmefällen muss die 
eventuell auch fristlose Kündigung 
des Heimvertrages im schlimms-
ten Fall auch gegen den Willen des 
Bewohners und seiner Betreuer/Be-
vollmächtigten möglich sein. Das 
Gesetz sieht hierfür unter engen Vo-
raussetzungen mehrere Möglichkei-
ten vor: Gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 3 des 
Wohn- und Betreuungsvertragsge-
setzes (WBVG) kann eine Kündigung 
dann statthaft sein, „wenn der Ver-
braucher (sprich: Bewohner) seine 
vertraglichen Pflichten schuldhaft 
so gröblich verletzt, dass dem Unter-
nehmer (sprich Träger) die Fortset-
zung des Vertrages nicht mehr zu-
gemutet werden kann“. Es muss also 
zunächst eine Pflichtverletzung des 
Bewohners vorliegen. Von der Recht-
sprechung anerkannte Fälle sind fort-
dauernde unpünktliche Bezahlung, 
vertragswidriger Gebrauch oder die 
Gefährdung des Wohnraums, wie-
derholter oder schwerer Verstoß ge-
gen die Hausordnung, beharrlicher 
Verstoß gegen das Rauchverbot im 
Heim, nachhaltige Belästigung oder 
erhebliche Verletzung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts von Mitar-
beitern und Bewohnern. 

Nach dem Wortlaut des Geset-
zes müssen diese Vertragsbrüche 
„schuldhaft“ im Sinn des § 276 BGB 
sein, das heißt, der Bewohner muss 
sich der Vertragsverletzungen so be-
wusst sein, dass er dafür auch die 
Verantwortung übernehmen kann. 
Dies ist allerdings vielfach aufgrund 
der krankheitsbedingten geistigen 
Einschränkungen nicht der Fall. Aus 
Sicht der Juristen liegt dann keine 
schuldhafte Verletzung der vertrag-
lichen Verpflichtungen vor, wenn 
diese im Zustand der geistigen Ab-
wesenheit wie sie beispielsweise bei 
einer fortgeschrittenen Demenz er-
folgten. 

Weiterhin kann der Heimvertrag ge-
kündigt werden, wenn einer der in 
der Anlage zum Heimvertrag verein-
barten Fälle nach § 8 Abs. 4 WBVG 
eintritt. Nach dieser Regelung kann 
der Träger mit dem Heimbewohner 
die Fälle festlegen, in denen ihm pfle-
gerisch eine Betreuung nicht mehr 
möglich ist. Beispielhaft sei die Ent-
wicklung einer demenzbedingten 
Hinlauftendenz bei einem „offenen“ 
Leistungsangebot zu nennen. Sofern 
dies im Vertrag in der Anlage nach 
§ 8 Abs. 4 WBVG vereinbart ist, ist die 
Einrichtung nicht mehr zur Leistung 
verpflichtet.

Außerdem kann der Heimver-
trag gemäß §  12  Abs.  1  WBVG ge-
kündigt werden, wenn das Verhalten 
des Bewohners auch im krankheits-
bedingt schuldunfähigen Bewusst-
seinszustand eine Fortsetzung des 
Vertragsverhältnisses für den Träger 
unzumutbar macht. Von der Recht-
sprechung anerkannt sind Fälle von 
länger währenden und nachhalti-
gen Gefährdungen der körperlichen 
Integrität von Mitarbeitern und Be-
wohnern durch das Verhalten des 
Pflegebedürftigen. In dem vom Ober-
landesgericht Oldenburg behandel-
ten Fall stellte das Gericht dar, dass 
das von der Klägerin behauptete Ver-

halten der Bewohnerin sich in dem 
Rahmen bewegt, der von dem Betrei-
ber eines Pflegeheims von demenz-
kranken Bewohnern einer dem Heim 
angegliederten Demenzabteilung 
im Lichte des § 12 WBVG noch hin-
genommen werden muss, das heißt 
zumutbar war.

Kündigung des Heimvertrags 
bleibt rechtlich schwierig

Bei der (gerichtlichen) Bewertung der 
Zumutbarkeit der Fortsetzung des 
Heimvertrages stehen sich somit der 
Verlust des Lebensmittelpunktes ei-
nes pflegebedürftigen Bewohners 
dem Risiko einer möglichen Gefähr-
dung von Mitarbeitern oder Bewoh-
nern oder anderer grober Pflichtver-
letzungen des Bewohners gegenüber. 
Da dürfte die Wertung in den aller-
meisten Fällen zugunsten des Be-
wohners ausfallen. Die Kündigung 
des Heimvertrages gegen den Willen 
des Bewohners und seiner Angehö-
rigen/Vertreter/Betreuer bleibt inso-
fern rechtlich schwierig und bedarf 
einer sorgfältigen Prüfung.
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Aggressives Verhalten von Bewohnern rechtfertigt nicht automatisch eine Kündigung 

des Heimvertrages.� Foto: Werner Krüper
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Hessen stellt Tablets für 
Pflegeheime bereit

Um die Digitalisierung weiter vo-
ranzubringen, hat die Hessische 
Landesregierung kostenlose Tab-
lets für stationäre Alten- und Pfle-
geheime und besondere Wohn-
formen als digitale Begleiter zur 
Verfügung gestellt. So sollen neue 
Kontaktmöglichkeiten geschaffen 
und digitale Angebote nutzbar 
gemacht werden. Auch die Häu-
ser der Agaplesion Markus Diako-
nie in Frankfurt profitieren davon. 
Die Tablets sollen laut Pressemit-
teilung in den Einrichtungen den 
Bewohnern und Bewohnerinnen 
zur Kommunikation mit ihren 
Angehörigen dienen. „Wir freuen 
uns sehr über die Unterstützung 
durch die Digitalministerin Kris-
tina Sinemus“, so Geschäftsfüh-
rerin Hannelore Rexroth.

106 Auszubildende starten 
bei der Münchenstift

Am 1.  September haben insge-
samt 106 Personen ihre Ausbil-
dung beim kommunalen Anbieter 
von Pflegeleistungen, München-
stift, begonnen. Davon bilden 80 
den ersten Jahrgang, der die neue 
generalistische Fachkraftausbil-
dung absolviert. 26 absolvieren 
eine einjährige Pflegefachhel-
fer-Ausbildung. Außerdem führt 
die Münchenstift das seit 2016 
erfolgreich durchgeführte Kon-
zept einer eigenen Integrations-
gruppe mit 20 Jugendlichen mit 
Fluchthintergrund zur Vorberei-
tung auf die Ausbildung fort. Alle 
Auszubildenden zusammen kom-
men aus 35 verschiedenen Nati-
onen. Sie alle mussten sich zum 
Start der Ausbildung einem Co-
vid-19-Test unterziehen. Auch 
die rechtzeitige Bestätigung der 
Arbeitserlaubnisse für Einsteiger 
aus dem Ausland habe sich in die-
sem Jahr schwieriger als sonst ge-
staltet. „Trotz der vielen corona-
bedingten Hindernisse ist es uns 
auch dieses Jahr wieder gelungen, 
alle unsere Ausbildungsplätze mit 
motivierten jungen Menschen 
besetzen zu können“, freut sich 
Geschäftsführer Siegfried Benker.

Geschulte Senioren freunden 
sich mit dem Internet an

Auch hochbetagte Pflegeheim-
bewohner sind nach Ansicht von 
Professor Andreas Kruse in der 
Lage, moderne Internettechnik 
zu nutzen. „Empirische Untersu-
chungen bestätigen eindrucks-
voll, dass alte Menschen dann, 
wenn sie in die Nutzung von Inter-
net, Smartphone oder Apps ein-
gewiesen werden, vielfach Freude 
am Arbeiten mit neuen Techniken 
entwickeln“, sagte der Heidelber-
ger Psychologe und Gerontologe 
dem Evangelischen Pressedienst 
(epd). Alte Menschen benötigen 
laut Kruse genauso wie Men-
schen in jüngeren Lebensjah-
ren Unterstützung bei der Aus-
bildung von Internetkompetenz. 
„Dann sind sogar Menschen mit 
erheblichen kognitiven Einbußen 
in der Lage, sich mit bestimmten 
digitalen Techniken anzufreun-
den.“

Saarland

200 Sonderprüfungen in der Corona-Zeit
Saarbrücken // Bis Ende Juli gab es in 
den saarländischen Pflegeeinrichtun-
gen bereits etwa 200 Sonderprüfun-
gen. Das gab das Sozialministerium im 
vergangenen Monat bekannt. Grund 
für die verstärkten Sonderprüfungen: 
Bis Ende September sind die Regel- be-
ziehungsweise Qualitätsprüfungen 
des Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherungen (MDK) ausgesetzt.

Im Rahmen der Sonderprüfun-
gen werde aktuell insbesondere die 
Einhaltung der Regelungen für stati-
onäre Pflegeeinrichtungen der gelten-
den Landesverordnung zu Bekämp-
fung der Corona-Pandemie geprüft. 
Ein Aspekt sei hier unter anderem 
die korrekte Umsetzung der Hygiene-

maßnahmen. „Die Sicherheit der Be-
wohnerinnen und Bewohner der Pfle-
geeinrichtungen hat für uns höchste 
Priorität. Gezielte Prüfungen sind da-
bei ein wichtiges Mittel um lokalen 
Ausbrüchen des Coronavirus vorzu-
beugen“, so Ministerin Monika Bach-
mann (CDU). 

Durch die Beratungs- und Prüfbe-
hörde des Saarlandes seien von Mitte 
März bis Ende Juli außerdem neun 
anlassbezogene Prüfungen durchge-
führt worden. Im gleichen Zeitraum 
habe es 2019 drei dieser Prüfungen 
gegeben. Folglich sei hier keine Prü-
fungshäufigkeit vermindernde Aus-
wirkung der Corona-Pandemie fest-
stellbar.� (ck)

Bei Corona-Ausbrüchen in Pflegeheimen

Im Schnitt fast 19 Ansteckungen
Berlin // Privathaushalte und Alten-
heime sind laut einer Untersuchung 
des Robert Koch-Instituts (RKI) die 
Orte der meisten Corona-Übertra-
gungen.

Allerdings gab es bei einem Aus-
bruch zu Hause im Schnitt nur jeweils
3,2 Infizierte – die Übertragung fand 
also wohl nur auf weitere Familien-
mitglieder statt. Die zweitmeisten 
Corona-Ausbrüche gehen laut RKI 
auf Alten- und Pflegeheime zurück. 
In diesen Einrichtungen steckten sich 
bei einem Ausbruch aber im Schnitt 
fast 19 Personen an. Besonders hoch 
ist die Ansteckungsgefahr demnach 
beim Ausbruch in einem Flüchtlings-
heim – im Schnitt wurden 21 Fälle 

pro Ausbruch erfasst, so viele wie 
nirgends sonst.

„Gemeinsames Wohnen auch im 
Alten- und Pflegeheim scheint häu-
fig zu Übertragungen zu führen, deut-
lich weniger jedoch Situationen im 
Freien, wie fehlende Ausbrüche in 
Tierparks und Zoos beziehungsweise 
nur drei Fälle beim Picknick nahele-
gen.“ 

Das RKI weist darauf hin, dass 
nicht bei allen erfassten Fällen die 
Quellensuche der Infektion ganz si-
cher verlaufen ist. Den Angaben lie-
gen laut RKI lediglich etwa 27 Prozent 
aller Infektionen zugrunde, die einem 
konkreten Ausbruchsort zugeordnet 
werden konnten.� (dpa)
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